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l. Einteitung

Angehörige wenden jährlich rund 80 Millionen
Stunden für die Betreuung und Pflege von naheste-
henden Personen auf. Bei angenommenen durch-
schnittlichen Arbeitskosten von CHF 45.50 pro Ar-
beitsstunde ergibt sich ein Geldwert von CHF 3,7
Milliarden proJahr.l Angehörige stellen deshalb ei-
nen unverzichtbaren Pfeiler der Gesundheitsversor-
gung dar. Die Angehörigen, die Betreuungs- und
Pflegeleistungen zugunsten anderer Familienmit-
glieder erbringen, erleiden ie nach dem zeitlichen
Ausmass, wie sie helfend tätig sind, einen Erwerbsaus-
fall, wenn sie entweder keine Erwerbstätigkeit auf-
nehmen oder ein Erwerbspensum reduzieren. Die
unentgeltliche Betreuung und Pflege hat sodann zur
Folge, dass die helfenden Angehörigen nicht über
denselben Versicherungsschutz bei Krankheit, ins-
besondere bei einer Überforderung als Folge der

Dauerbeanspruchung, oder Unfall verfügen, wie er
vorhanden wäre, wenn es sich bei den helfenden An-
gehörigen um Arbeitnehmer des betreuungsbedürf-
tigen Familienmitgliedes handeln würde.

Nach dem Willen des Bundesrates sollen betreu-
ende und pflegende Angehörige besser geschützt wer-
den. Er hat deshalb dem Parlament vorgeschlagen, in
einem ersten Schritt die Vereinbarkeit von Erwerbs-
tätigkeit und Angehörigenbetreuung zu verbessern.
Das Parlament hat in der Schlussabstimmung vom
20. Dezember 2019 das Bundesgesetz über die Ver-
besserung der Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit
und Angehörigenpflege angenommen. Das neue
Gesetz regelt die Lohnfortzahlung bei kurzen Ar-
beitsabwesenheiten und schafft einen bezahlten
Betreuungsurlaub von 14 Wochen für Eltern von ge-
sundheitlich schwer beeinträchtigten Kindern, der
über 18 Monate hinweg bezogen werden kann. Zu-
dem werden die Betreuungsgutschriften der AHV
auch bei leichter Hilflosigkeit und bei der Pflege eines
Lebenspartners gewährt. Ausserdem werden der In-
tensivpflegezuschlag und die Hilflosenentschädi-
gung der IV für Kinder angepasst.

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes wird die fi-
nanzielle Situation der erwerbstätigen Angehörigen,
die kurzfristig Pflegeleistungen im innerfamiliären
Bereich erbringen, verbessert, die grundsätzliche
Problematik der angemessenen Entschädigung der
betreuenden und pflegenden Angehörigen aber nicht
gelöst. Der vorliegende Beitrag befasst sich mit der
Stellung der pflegenden Angehörigen im schweizeri-
schen Schadenausgleichsrecht.

ll. HaftpftichtrechtticheSte[tung
pflegender Angehöriger

1 Vgl. Botschaft zum Bundesgesetz über die Verbesserung
der Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und An-
gehörigenbetreuung vom 22. lllai 2Ol9 = BBI 2079,
s.4103 ff.,4114.

A. Genugtuungsanspruch pfl.egen-
der Angehöriger

Das Bundesgericht hat in seiner früheren Rechtspre-
chung die Aktivlegitimation von Angehörigen ver-
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letzter Personen grundsätzlich anerkannt.2 So wurde
der zahlende Angehörige eines Getöteten als an-
spruchsberechtigt betrachtet.3 Ebenso wurden die
Kosten eines Ehemannes, der seine hospitalisierte
Ehefrau besuchte, als ersatzpflichtig bezeichnet, je-
doch die Aktivlegitimation der Ehefrau mit dem Hin-
weis verneint, der Ehemann sei schadenersatzbe-
rechtigt.4

In der zweiten Hälfte des vergangenen Jahrhun-
derts ist das Bundesgericht dazu übergegangen, die
Angehörigen von geschädigten Personen als blosse
Reflexgeschädigte zu betrachten.s Die zusätzliche
Belastung von pflegenden Angehörigen wurde aber
bei der Festlegung der Höhe der Genugtuung der
geschädigten Person berücksichtigt.e Das höchste
Gericht kehrte im Jahr 1986 wieder zu seiner frühe-
ren Praxis zurück und erwog, dass der Ehegatte, des-
sen Partner durch einen Unfall schwer verletzt wor-
den ist, einen Genugtuungsanspruch geltend
machen kann, wenn er gleich schwer oder schwerer
betroffen ist als im Fall der Tötung eines Familien-
mitgliedes.T

Um sich nicht dem Vorwurf auszusetzen, den kla-
ren Wortlaut von Art. 47 ORzu umgehen, haben die
Bundesrichter den Genugtuungsanspruch aus Art. 49
OR hergeleitet, der den Personen, deren Persönlich-
keit widerrechtlich verletzt worden ist, ebenfalls ei-
nen Genugtuungsanspruch zuerkennt.s Die seithe-
rige Rechtsprechung hat festgestellt, dass nicht nur
der Ehegatte, sondern auch Kindere und Elternl0 von
schwer verletzten Personen genugtuungsberechtigt
sind.11

Die Gerichte haben noch nicht geklärt, ob der
Kreis der genugtuungsberechtigten Angehörigen von

2 SieheBGE23 II 1033 E. 6.
3 Vgl. BGE 57 II 53 E. 2.
4 Vgl. BGE 57 II94E. 3b. Ferner BGE69 ll324E. 3a.
5 Z. B. BGE 101tb2528.2,99il2218.2,97 112598.2-4,

821136 = Pra 1956 Nr. 70 E. 4a und 57 II 94 sowie Urtei-
le Bundesgericht 5C.7 I ZOOL vom 20. Juli 2001 E. 8b und
KGer VS vom 2. Märzl6. September 7979 i.S. Henne-
muth c. Luftseilbahn Betten-Bettmeralp AG und
Schweizer Union E. 3, S. 12 f.

6 Vgl. BGE 7O811422 = Pra 1983 Nr. 30 E. 5.
7 Vgl. BGE 1l2ll22Oß..2 f. und rtzlI226E .3.
8 Das Recht auf Ehe und Familie sowie der Schutz des Pri-

vat- und Familienlebens sind grundrechtlich geschützt
(vgl. Art. 13 Abs. 1 und Art. 14 BV sowie Art. 8 EMRK).

9 Vgl. BGE lzZlil 5(Kindereines Querschnittgelähmten)
und 117 II 50 E. 3 (Kleinkind, dessen Vater als Folge einer
Vergiftung schwer invalid geworden ist).

10 Vgl. BGE 122 III 5 (Ehefrau eines Querschnittge-
1ähmten).

11 Der Umstand, dass Angehörige die Genugtuung erben,
welche die verletzte Person erhalten hat bzw. von ihr
hätte geltend gemacht werden können, kann bei der
Festsetzung ihrer Genugtuung für den späteren Tod des
Verletzten mitberücksichtigt werden (vgl. BGE 118 II
404 E. 3a).

getöteten und jenen von verletzten Personen dersel-
be ist. Wäre davon auszugehen, könnten auch nicht
verheiratete Lebenspartner, Geschwister und unter
Umständen sogar andere verwandte oder verschwä-
gerte Personen, die eine besonders intensive persön-
liche Beziehung zur verletzten Person unterhalten
haben, als genugtuungsberechtigt betrachtet wer-
den. In den beiden Urteilen, mit denen das Bundes-
gericht den Genugtuungsanspruch von Angehörigen
verletzter Personen bejaht hat, wurde die Aquivalenz
der Betroffenheit als Folge einer Zeugungsunfähig-
keit beim verletzten Ehemannl2 bzw. wegen einer
intensiven Anteilnahme an der Pflege der Ehefraul3
bejaht.

B. Schadenersatzanspruch
pfLegender Angehöriger

Die neuere Rechtsprechung anerkennt bei Angehö-
rigen von getöteten und verletzten Personen, die ei-
nen Schockschaden erlitten haben, die Anspruchs-
berechtigung auch hinsichtlich des materiellen
Schadens an. So können beispielsweise die schock-
geschädigten Eltern eines 17-jährigen Unfallopfers,
die in der Unfallnacht von einem Bekannten über
den Tod ihres Sohnes informiert worden sind, gegen-
über dem Halter des Motorfahrzeuges, der den Tod
des Sohnes verursacht hat, neben dem Genugtuungs-
anspruch auch einen eigenen Schadenersatzan-
spruch geltend machen.la

Das Bundesgericht hat unlängst klargestellt, dass
eine blosse Überlastung von Angehörigen schwer
verletzter Personen keine Haftung für den Schaden
der Angehörigen zu begründen vermag.rs Im konkre-
ten Fall war umstritten, ob der pflegende Ehemann,
bei dem sich mit einer Latenz von einigen Monaten
eine somatoforme Schmerzstörung entwickelt hat,
gegenüber dem Verursacher des Unfalles der Ehefrau
ebenfalls Schadenersatz- und Genugtuungsansprü-
che geltend machen kann. Die Bundesrichter haben
dabei Folgendes erwogen:

"Der Beschwerdeführelwar zwar aufgrund der ehelichen
Beistandspflicht (Art. 159 Abs. 3 ZGB) gehalten, seine Ehefrau
zu unterstützen und zu pflegen. Dass sich dabei aber mit einer
Latenz von einigen Monaten eine somatoforme Schmerz-
störung entwickelt hat, darf billigerweise nicht mehr der Haft-

12 Ygl. BGE 112 I|226E.B.
13 Vgl. BGE 112II 22OE.3.
14 Vgl. BGE r38 lll 276 E.3 f. Siehe ferner BGE 23 II 1033

E. 6 (Schockschaden einer Mutter, die das Unfallgesche-
hen nicht miterlebt, durch die Unfall- bzw. Todesnach-
richt des einzigen, siebeniährigen Sohnes aber einen
Schockschaden erlitten hat).

15 Vgl. BGEr42lll 433 ff.
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pflichtigen zugerechnet werden. Es ginge unter dem Gesichts-
punkt von Recht und Billigkeit zu weit, die Haftung der Person,
die für die Pflegebedürftigkeit einer Direktgeschädigten
verantwortlich ist, auf sämtliche Schäden wegen psychischer
oder körperlicher Beeinträchtigung der pflegenden Ange-
hörigen auszuweiten."l6

Diese Erwägung bedeutet entweder eine prinzipi-
elle Absage einer Haftung oder eine Ablehnung eines
rechtserheblichen bzw. adäquaten Kausalzusam-
menhangs im konkreten Einzelfall. Es wird abzuwar-
ten sein, wie sich die Rechtsprechung diesbezüglich
entwickelt. Sofern pflegende Angehörige einen Ge-
nugtuungsanspruch geltend machen können, soll-
ten sie auch schadenersatzberechtigt sein. Hinsicht-
lich des Schadenersatzanspruches ist dabei zu
unterscheiden, ob es sich um den Pflegeschaden der
geschädigten Person oder einen (zusätzlichen) Ange-
hörigenschaden handelt.

Soweit Angehörige Betreuungs- und Pfl egeleistun-
gen erbringen, die bei ihrem Wegfall von anderen
Personen erbracht werden müssen, ist die geschädig-
te Person schadenersatzberechtigt.lT Der Schadener-

16 Ibid. E.4.8.
17 Vgl. BGE 28 II 200 ff. (Pflege eines Querschnittgelähm-

ten durch Ehefrau), BGE 33 II 594 ff. (Pflege und Betreu-
ung eines 7-iährigen Knaben durch Mutter), BGE 35 II
216 ff. (Pflege durch Angehörige und Pflegefachkräfte),
BGE 57 II 94 ff. (Krankenbesuche des Ehemannes), BGE
97 1I259 ff . (Besuche der Mutter im Krankenhaus sowie
nachträgliche Betreuung zu Hause), BGE 108 11 422 ff.
(Pflege und Betreuung einer 15-lährigen Tochter durch
Mutter) sowie Urteile Bundesgericht 4C.41211998 vom
23.Juni 1999 =Pru 1999, Nr. 171 (Pflegeund Betreuung
eines Knaben durch Eltern) und 4C.27612001 vom
26. März 2OO2 = H AYE 2002, 27 6 ft., 4 A_5OO 12009 vom
25. Mai 2O7O = HAVE 2011, 3 E. 2 und 3 sowie
4A_225120L1vom 15.Juli 2Ol7E.2 (Pflege einer 8-Jäh-
rigen mit unfallbedingtem apallischem Syndrom mit
Wachkoma durch Eltern) sowie ferner KGer VS vom
2.Märzl6. September 1979 i.S. Hennemuth c. Luftseil-
bahn Betten-Bettmeralp AG und Schweizer Union = SG
1979 Nr. 16 (Betreuung und Pflege eines Paraplegikers
durch Angehörige und Hausangestellte), VerwGer BE
vom27. November 1994 i.S. S. (Pflege und Betreuung
durch Ehemann), BezGer Affoltern vom 23. November
1994 i.S. A. Versicherungen (Pflege und Betreuung
durch Ehemann), Cours civiles NE vom 6. November
1995 i. S. B. K. (Pflege und Betreuung durch Angehörige
und Dritte), HGer ZH E01/O/HG950440 vom 12. Juni
2961 = plädoyer2OOll6,66 und 2OO2ll,67 =ZR2OO2
Nr. 94 = ZBIY 2OO3,394 (Pflege und Betreuung einer
21-Jährigen mit schwerem Schäde1-Hirn-Trauma durch
Mutter) und HG030230/U/ei vom 23. Juni 2008 = SG
2010 Nr. 1634 (Pflege einer Paraplegikerin durch Kon-
kubinatspartner), Appellationshof BE vom 13. Februar
2002 = ZBJV 2002,837 ff., und 2OO3,394 ff. (Besuche
und Betreuung eines 8-iährigen Verkehrsunfallopfers
durch Mutter), OGer LU 11 03 117 vom 13. Oktober 2004
(Pflege eines betagten Unfallopfers durch erwachsene
Tochter), f 1 04 163 vom27. September 2006 = SG 2008
Nr. 1612 (Pflege eines 20-iährigen Verkehrsunfallopfers
mit funktioneller Triplegie und einem schweren Schä-
del-Hirn-Trauma) und 11 08 727 vom27. August 2009 =

satzanspruch der geschädigten Person besteht auch
dann, wenn pflegende Angehörige keinen Er-
werbsausfall erleiden. Die geschädigte Person kann
eingesparte Lohnkosten geltend machen.l8 Auf diese
Weise wird sichergestellt, dass die geschädigte Per-
son, wenn Angehörige, die Betreuungs- oder Pflege-
leistungen erbracht haben, wegfallen, in der Lage ist,
die benötigten Hilfeleistungen finanzieren zu kön-
nen. Die Bundesrichter haben erwogen, dass ein über
die eingesparten Lohnkosten hinausgehender Er-
werbsausfall pflegender Angehöriger «in der Regel"
nicht ersatzfähig sei.1e Bis anhin mussten die Gerich-
te noch nicht entscheiden, in welchen Situationen
ausnahmsweise ein höherer Erwerbsausfall zu ent-
schädigen ist.

lll. Sozialversicherungsrechttiche
Stettung pf Legender Angehöriger

A. Schadenminderungspflichtvon
Angehörigen

Im Sozialversicherungsrecht verlangt der Gesetzge-
ber von Angehörigen der versicherten Person mitun-
ter eine angemessene Mehrleistungzo bzw. schliesst
Mehrleistungen von Angehörigen von der Versiche-
rungsdeckung aus.21 Das Bundesgericht betont im
Kontext mit Sozialversicherungsleistungen ganz ge-
nerell, dass Angehörige der versicherten Person beim
Eintritt eines versicherten Risikos zu einer zumutba-
ren Mehrleistung verpflichtet sind. Der Sozialversi-
cherungsträger darf davon ausgehen, dass sich die
versicherte Person und ihre Angehörigen so verhal-
ten, wie sich eine «vernünftige Familiengemein-
schaft" zu verhalten pflegt.2z

Die Schadenminderungspfl icht von Angehörigen
betrifft auch Betreuungs- und Pflegeleistungen23 so-
wie die Mithilfe im Haushalt.2a Der standardisierte

LGVE 2010 I Nrn. 12 und 20 (Pflege einer 8-Jährigen mit
unfallbedingtem apallischem Syndrom mit Wachkoma
durch Eltern) sowie KGer GRZK2O9 49vom23. Novem-
ber 2009 E. IIl7 (Betreuungund Pflege durch Angehöri-
ge nach Skiunfall).

18 Vgl. BGE 97 lI 259 E. III/3 und 28 Il 2OO E. 5 sowie
4A_5OO|2OO9 vom 25. Mai 2010 E. 2.1 und 3.2 f. sowie
4C.27612OO1 vom 26. März 2OO2 = Pra 2OO2 Nr. 212
E.6blaa.

19 Vgl. Urteil Bundesgericht 4A_5OO|2OO9 vom 25. Mai
20708.2.1.

20 Vgl. z. B. Art. 39g Abs. 2 lit. b IVV.
27 Ygl. z. B. Art. 42quinquies lit. b IVG.
22 Ygl. BGE 141 V 6428.4.3.3.
23 Vgl. BGE 145 V 161 E. 3.3.2 und 8C _62412019vomt7.Ja-

nuar 2020 E. 5.1.
24 Ygl. BGer 8C_748l2019 vom 7.Jarutar 2O2OE. 5.3.
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Einbezug der Schadenminderungspflicht gemäss
Art. 39g Abs. 2 lit. b IVV lässt sich so weit und so lange
nicht beanstanden, als eine schadenmindernde
Mithilfe Angehöriger im Einzelfall objektiv tatsäch-
lich möglich und zumutbar ist.2s Die Übernahme
von Assistenzleistungen ist den 80- bzw. 83-iährigen
Eltern einer versicherten Person nicht mehr zuzu-
muten.26

Benötigt die versicherte Person keine Hilfe von
Angehörigen, sind diese nicht schadenminderungs-
pflichtig. Insbesondere haben sie keine Erwerbstätig-
keit aufzunehmen, wenn die versicherte Person (teil-
weise) erwerbsunfähig ist. Dass Angehörige nicht
anstelle derversicherten Person (zusätzlich) erwerbs-
tätig sein müssen, ist offensichtlich. Die geltende
Praxis ist letztlich aber rechtsungleich und benach-
teiligt faktisch die Frauen, die mehrheitlich Betreu-
ungs- und Pflegeleistungen erbringen. Im Hinblick
auf das verfassungsmässige Gleichbehandlungsgebot
von Mann und Frau27 und den Di-Trizio-Entscheid
des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrech-
te28 ist die Schadenminderungspflicht von beistands-
verpflichteten Angehörigen in Bezug auf Betreuungs-
und Pflegeleistungen kritisch zu hinterfragen.

B. Anspruch pftegender Angehöri-
ger auf Versicherungsteistungen

1. Invatiditätsbemessungbeipftegenden
Angehörigen

Erkrankt oderverunfallt eine angehörige Person, die
ein anderes Familienmitglied betreut oder gepflegt
hat, stellt sich die Frage, inwieweit die Betreuungs-
und Pflegeleistungen im Zusammenhang mit der
Invaliditätsbemessung zu berücksichtigen sind. Bis
zum Inkrafttreten der Revision von Art. 27 IYY am
01. 01. 2018 zählten innerfamiliäre Betreuungs- und
Pfl egeleistungen nicht zum Aufgabenbereich. Seither
werden Pflege und Betreuung von Kindern und an-
deren Angehörigen berücksichtigt.2e AIs Angehörige
werden Ehegatten, eingetragene Partner und Le-
benspartner, in gerader Linie verwandte Personen
sowie Pfl egekinder anerkannt. 30

Die innerfamiliäre Pflege und Betreuung wirkt
sich hinsichtlich der Invaliditätsbemessung unter-

25 Vgl. BGE 141 Y 6428.4.3.31nd8C-624l2}19vom 17.Ja-
nuar 2020 E. 5.1

26 tbid.E.4.4.
27 Vgl. Art.8 Abs.2 BV.
28 Vgl. EGMR 7186/09 in Sachen Di Trizio gegen die

Schweiz vom 2. F ebruar 201ß.
29 Vgl. Rz 3087 1/18 KSIH.
30 lbid.

schiedlich aus, ie nachdem, ob der betreuende und
pflegende Angehörige einer Erwerbstätigkeit nach-
geht. Bei Angehörigen, die den Haushalt besorgen
und zudem unentgeltliche Betreuungs- und Pflege-
leistungen erbringen, werden Letztere bis maximal
50o/o als Tätigkeiten des Aufgabenbereichs berück-
sichtigt. Kann die angehörige Person zwar den
Haushalt, nicht aber die Betreuung und Pflege wei-
terführen, resultiert maximal eine 50-prozentige
Invaliditä1.31

Geht die angehörige Person zusätzlich einer Teil-
erwerbstätigkeit nach, entspricht der prozentuale
Anteil des gesamten Aufgabenbereichs (unter Be-
rücksichtigung der Tätigkeiten im Haushalt) der Dif-
ferenz zu einem vollen Erwerbspensum. Entspre-
chend reduziert sich der Invaliditätsgrad, wenn die
angehörige Person die Betreuung und Pflege eines
anderen Familienmitglieds aus gesundheitlichen
Gründen nicht mehr erbringen kann. Ist beispiels-
weise die Ehefrau eines querschnittsgelähmten Ver-
sicherten im Umfang von 600/o erwerbstätig und be-
sorgt daneben den Haushalt und die Pflege ihres
Ehemannes, entfällt auf den Aufgabenbereich das
restliche Pensum von 4Oo/o.

Da Betreuungs- und Pflegeleistungen maximal
50o/o des Aufgabenbereichs ausmachen können, re-
sultiert in diesem Fall bei einer Pflegearbeitsunfähig-
keit lediglich eine Teilinvalidität von maximal 2Oo/o.

Kann die Ehefrau weiterhin erwerbstätig sein und
den Haushalt besorgen, sich aber nicht mehr um die
Pflege ihres Ehemannes kümmern, tritt keine Inva-
lidität ein. Diese Ungleichbehandlung von innerfa-
miliären Betreuungs- und Pflegeleistungen ist nicht
gerechtfertigt, nicht zuletzt deshalb, weil dadurch
vor allem Frauen, die mehrheitlich unentgeltlich in-
nerfamiliäre Pfl egeleistungen erbringen, benachtei-
ligt werden. De lege ferenda ist zu fordern, dass inner-
familiäre Betreuungs- und Pflegeleistungen im Um-
fang des tatsächlichen Zeitbedarfs, der zusätzlich zu
einer allfälligen Erwerbstätigkeit bzw. Tätigkeit im
Haushalt, zulasten der Freizeit aufgewendet wird, in-
validitätserhöhend berücksichtigt werden.

2. Betreuungsgutschriften
Angehörige, die hilflose Personen unterstützen, kön-
nen Betreuungsgutschriften geltend machen.32 Be-
treuungsgutschriften können beansprucht werden,
wenn Verwandte in auf- oder absteigender Linie,
Geschwister, Schwiegereltern oder Stiefkinder die
versicherte Person mit einem anerkannten Anspruch
auf eine Hilflosenentschädigung mittleren oder

31 Ibid.
32 Vgl. Art. 29sePties AHVG
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schweren Grades betreuen.33 Voraussetzung ist, dass
die betreuungsbedürftige Person leicht erreicht wer-
den kann.s+ Das Erfordernis der leichten Erreichbar-
keit ist insbesondere dann erfüllt, wenn die Betreu-
ungsperson nicht mehr als 30 km entfernt von der
betreuten Person wohnt oder diese innert einer Stun-
de erreichen kann.3s Die Betreuungsgutschriften
sind jährlich geltend zu machen und können auf
mehrere Betreuungspersonen aufgeteilt werden.

gen, die zu Hause von Angehörigen oder anderen
nicht zugelassenen Personen durchgeführt werden,
einen Beitrag zu leisten, sofern die Pflege fachgerecht
ausgeführt wird.ar Die Kosten der nicht medizini-
schen Hilfe, welche die versicherte Person zu Hause
benötigt, sind ebenfalls zu vergüten, wobei aller-
dings die Hilflosenentschädigung vollumfänglich in
Abzug zu bringen ist.42

3. Anstetlung pftegender Angehöriger durch
eine Spitex-0rganisation

Ein indirekter Anspruch pflegender Angehöriger auf
Versicherungsleistungen besteht in den Fällen, in
welchen sie von einem zugelassenen Leistungs-
erbringer angestellt werden. Nach der bundesge-
richtlichen Rechtsprechung ist die Anstellung von
Angehörigen, im Umfang, wie sie versicherte Pflege-
leistungen erbringen, zulässig.:o ysrfügt der pflegen-
de Angehörige nicht über ein Pflegefachdiplom, ist
eine Anstellung lediglich für Grundpflegeleistungen
zulässig.37 Eine Anstellung für Behandlungspflege-
leistungen ist nur dann zulässig, wenn die angehöri-
ge Person über ein Pflegefachdiplom verfügt.

Ob diese im Geltungsbereich der Krankenpflege-
versicherung ergangene Rechtsprechung auch für die
Invaliden- und Unfallversicherung anwendbar ist,
hat das Bundesgericht noch nicht entschieden. Bei
der Geburtsgebrechenversicherung verneint das
höchste Gericht die Leistungspflicht der Invaliden-
versicherung für Pflegeleistungen, wenn diese von
Angehörigen bzw. den Eltern erbracht werden.sa Die
Leistungspflicht besteht insbesondere auch dann
nicht, wenn ein zugelassener Leistungserbringer -
zwecks Entlastung der pflegenden Angehörigen -
(vorübergehend) Pfl egeleistungen ausführt. 3e

Bei der Unfallversicherung demgegenüber sind
sowohl Pflegeleistungen als auch nichtmedizinische
Hilfeleistungen von Angehörigen versichert.a0 Der
Unfallversicherungsträger hat an die Kosten von
ärztlich angeordneten medizinischen Pfl egeleistun-

33 Mit Inkrafttreten des Bundesgesetzes über die Verbesse-
rung der Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und Ange-
hörigenpfl ege können die Betreuungsgutschriften auch
dann geltend gemacht werden, wenn bei der versicher-
ten Person lediglich eine leichte Hilflosigkeit besteht.

34 Vgl. Art. zgsepties Abs. I AHVG.
35 Vgl. Art. 52g AHVV.
36 Vgl. Urteile Bundesgericht 9C_59712007 vom 19. De-

zember 2OO7 E 3 und K l56lO4vom 2L Juni 2006 = SVR
2006 KV Nr. 37 S. 141.

37 Vgl. BCE 145 V 16l E. s.
38 Vgl. BGE 136 V 2O9E.7und 10.
39 Vgl. z. B. Urteil Bundesgericht 9C_8812O2O vom 8. Juli

2020E.6.7.
40 Vgl. Art. 18 Abs. 2UVY.

C. Anspruch gepftegter Personen
auf Versicherungsteistungen

Werden Betreuungs- und Pflegeleistungen von An-
gehörigen erbracht, kann die versicherte Person un-
terschiedliche Versicherungsleistungen beanspru-
chen. Zu nennen sind in diesem Zusammenhang die
Hilflosenentschädigunga3, der Intensivpflegezu-
schlag bei Kinderna+, der Assistenzbeitrag für versi-
cherte Personen, die eine Hilflosenentschädigung
der IV erhalten,4s und die Vergütung für Krankheits-
und Behinderungskosten+6. Mit diesen besonderen
Versicherungsleistungen werden iedoch nicht sämt-
liche Betreuungs- und Pflegeleistungen der Angehö-
rigen entschädigt.

Mit der Hilflosenentschädigung werden lediglich
die direkte und die indirekte Hilfe im Zusammen-
hang mit den anerkannten sechs alltäglichen
Lebensverrichtungen berücksichtigt. Der Intensiv-
pflegezuschlag besteht erst ab einem behinderungs-
bedingten Mehraufwand von vier und mehr Stun-
den.a7 Beim Assistenzbeitrag sind Betreuungs- und
Pflegeleistungen von Ehegatten und Angehörigen,
die mit der versicherten Person in gerader Linie ver-
wandt sind, ausgeschlossen.a8 Bei der Vergütung für
Krankheits- und Behinderungskosten entscheiden
schliesslich die Kantone, welche Angehörigenleis-
tungen versichert sind.

Mit den vorgenannten Versicherungsleistungen
wird derAngehörigenschaden zudem nicht vollstän-
dig abgegolten. Hilflosenentschädigung und Inten-
sivpflegezuschlag stellen pauschale Versicherungs-
leistungen dar, mit welchen - bei einer intensiven
Hilfsbedürftigkeit - die mutmasslichen Lohnkosten
einer angestellten Hilfsperson nicht abgedeckt wer-
den können. Beim Assistenzbeitrag gelten Höchst-
grenzen bzw. sind maximal 420 Assistenzstunden

Art. 18 Abs. 2lit. a UVV.
Art. 18 Abs.2lit. b UVV.
z.B. Art. 42lYG.
Art. 42ter Abs. 3IVG und Art. 39 IVV
Art. 42quater ff. IVG.
Art. 14 ELG.
Art. 42ter Abs. 3 IVG und Art. 39 IVV
AJt. 42quinquies lit. b IVG.

4r Vgl.
42 Ygl.
43 Vgl.
44 Ygl.
45 Vgl.
46 vgl.
47 vgl.
48 Vgl.
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pro Monat versichert.ae Bei der Vergütung von Krank-
heits- und Behinderungskosten besteht zwat
von Bundesrechts wegen ein Mindestbudget von
CHF 25 000.- bis CHF 90 000.- proJahr,s0 doch ent-
scheiden die Kantone, inwieweit ein allfälliger Er-
werbsausfall von betreuenden und pflegenden Ange-
hörigen zu berücksichtigen ist.

Das Bundesgericht hat sodann entschieden, dass
lediglich ein tatsächlicher Erwerbsausfall von betreu-
enden und pflegenden Angehörigen bei der Überent-
schädigungsberechnung berücksichtigt werden
kann. Nicht anzurechnen ist demgegenüber der
blosse Zeitaufwand bzw. eingesparte Pflegekosten,
wenn Angehörige unentgeltlich versicherte Pflege-
leistungen erbringen bzw. nicht einer Erwerbstätig-
keit nachgegangen sind. s1

lV. 0pferhiLferechtlicheStettungvon
pf tegenden Angehörigen

Ehegatten, Kinder und Eltern sowie andere Personen,
die den Opfern einer Straftat in ähnlicher Weise
nahestehen, haben ebenfalls Anspruch auf Opferhil-
feleistungen.s2 Angehörigen kann insbesondere eine
Genugtuung bis maximal CHF 35 000.- zuges-
prochen werden.s3 Ein Genugtuungsbetrag von
CHF 25 000.- bis CHF 35 000.- ist gemäss dem Leit-
faden des Bundesamtes für Justiz den Angehörigen
zuzusprechen, die eine erhebliche Veränderung ihrer
Lebensweise erfahren, weil sie sich um ein schwer
beeinträchtigtes Opfer kümmern, dieses intensiv
pflegen oder betreuen.s4 Erbringen Angehörige für
das Opfer einer Straftat Betreuungs- und Pflegeleis-
tungen, kann Letzteres lediglich dann eine Entschä-
digung fordern, wenn die fraglichen Angehörigen
eine vor der Straftat ausgeübte Erwerbstätigkeit auf-
gegeben oder reduziert haben.s-s Keine Entschädi-
gung ist zu leisten, wenn die angehörige Person nicht
erwerbstätig gewesen ist.

entschädigen sind. Bald einmal fordert die Recht-
sprechung von den Angehörigen hilfsbedürftiger
Personen unter Hinweis auf die Schadenminde-
rungspflicht eine Mehrleistung, bald können betreu-
ende und pflegende Angehörige in eigenem Namen
eine Entschädigung für einen Teil ihres materiellen
oder immateriellen Schadens, den sie im Zusammen-
hang mit den (unentgeltlichen) Betreuungs- und
Pflegeleistungen erleiden, geltend machen oder er-
hält die hilfsbedürftige Person eine (teilweise) Ent-
schädigung für die Angehörigenleistungen.

Bundesrat und Parlament haben erkannt, dass die
Stellung von betreuenden und pflegenden Angehö-
rigen zu verbessern ist. Das voraussichtlich an 1.Ja-
nuar 2027 in Kraft tretende Bundesgesetz über die
Verbesserung der Verei nbarkeit von Erwerbstätigkeit
und Angehörigenbetreuung wird für erwerbstätige
Angehörige, die sich kurzfristig um hilfsbedürftige
Familienmitglieder zu kümmern haben, eine Verbes-
serung herbeiführen. Damit ist aber die grundsätzli-
che Problematik der pflegenden und betreuenden
Angehörigen noch nicht gelöst.

Betreuende und pflegende Angehörige sollten in
jedem Fall dann eine Entschädigung erhalten, wenn
sie Betreuungs- und Pflegeleistungen, die an sich ver-
sichert sind, erbringen. Zudem sind Entlastungs-
dienste für betreuende und pflegende Angehörige zu
fördern und die von ihnen erbrachten unentgeltli-
chen Versorgungsleistungen invaliditätsrelevant zu
berücksichtigen, wenn die pflegenden Angehörigen
ein Burnout erleiden. Der Gesetzgeber ist deshalb de
lege ferenda aufgerufen, ein Bundesgesetz über die
Stellung betreuender und pflegender Angehöriger zu
erlassen, in dem die Voraussetzungen und die Höhe
der Versicherungsleistungen geregelt werden, welche
die versicherte Person oder die Angehörigen bean-
spruchen können, wenn versicherte Betreuungs- und
Pflegeleistungen anstelle von zugelassenen Leis-
tungserbringern (unentgeltlich) erbracht und Kos-
ten, welche die Allgemeinheit tragen müsste, einge-
spart werden.

V. Schtussbetrachtung

Im schweizerischen Schadenausgleichsrecht fehlt
ein kohärentes Konzept, wie (unentgeltliche) Betreu-
ungs- und Pflegeleistungen von Angehörigen zu

49 Vgl. Art. 39e Abs. 2IVV.
50 Vgl. Art. 14 Abs. 4 ELG und Art. 19b ELV.
51 Vgl. BGE 146 V 74 E. 5-8.
52 Vgl. Art. 1 Abs. 2 OHC.
53 Vgl. Art. 23 Abs. 2lit. b OHG.
54 Vgl. Leitfaden zur Bemessung der Genugtuung nach

Opferhilfegesetz vom 3. Oktober 201, S. 19.
55 Vgl. Art. 19 Abs.4 OHG.
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